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J .-Nr . II . 1014 . Diez,  den l . Februar 1917.

B kanntmachung.
B .tr. B staddSaufu- hme von Ko. l 'üdeu ( Kohlraden) .

Auf Gnind der Bekanntmachung über Vorratserhebun-
gen vom 2. Februar 1916 (Reichs -Gesetzül. Z . 54) in Ver¬
bindung mit der Ausführungsanwersung vom 27. Dezember
1915 wird für den Unterlahnkreis folgendes bestimmt :-

8 u
Am 10. Februar 1917 findet eine allgemeine Aufnahme

der Vorräte an Kohlrüben (Kohlraben ) statt.
8 2-

Die Aufnahme erstreckt sich auf die Vorräte:
1. der Kommunen , öffentlich -rechtlichen Körperschaften u.

Verbände;
2. der landwirtschaftlichen und gewerblichen Unternehmer

in deren Betrieben Kohlrüben geerntet oder verarbeitet
werden;

3 . der Handelsbetriebe usw ., die Kohlrüben kaufen und
verkaufen;

4. der Verbraucher.
8 3.

Die Anzeigepflicht erstreckt ,ich nicht auf die bei den
einzelnen Verbrauchern vorhandenen Kohlrüben , die eine
Menge von 3 Ztr . für eine Familie nicht übersteigen.

8 4.
Die Erhebung der Vorräte erfolgt gemeindeweise . Di:

Ausführung der Erhebung liegt den Gemeindebehörden ob.
Sie erfolgt grundsätzlich durch Ortslistcn.

8
Wer vorsätzlich die Angaben , zu denen er auf Grund

dieser Anordnung verpflichtet ist . nicht in der gesetzten Frist
erstattet oder wissentlich unrichtige oder unvollständige An¬
gaben macht , oder den Anordnungen der Gemeindebehörden
zuwiderhandelt , wird init Gefängnis bis zu 1 Jahr und mit
Geldstrafe bis zu 10000 Mark oder mit einer dieser Strafen
bestraft . Neben der Strafe können Vorräte , die verschwie¬

gen worden sind , eingezogen werden , ohne Unterschied , ob
sie dem Anmeldepflichtigen gehören oder nicht.

Wer fahrlässig die Angaben , zu denen er auf Grund
dieser Verordnung verpflichtet ist . nicht in der gesetzten Frist
erstattet oder unrichtige oder unvollständige Angaben macht,
wird mit Geldstrafe bis zu 3900 Mark bestraft.

Der Kreisausschutz des Unterlahnkreises.
fubtrftabt

Die Herren Bürgermeister werden ersucht , vorstehende
Verordnung sofort  ortsüblich bekannt zu geben und wegen
der Ausführung der Vorratserhebung das Weitere zu ver¬
anlassen.

Die Ortsliste ist nach folgendem Muster anzulegcn:

Name des
Kohlrüben besitzen

Vorhandene
Menge

Ztr

Anerkenntnis
durch Unrerschrift Be-

merkungei

Um eine Belästigung der Bevölkerung zu vermeiden,
ist vorgesehen , daß die Anzeigepflichtigen ihre Angaben bei
Fhnen gegen unterschriftliche Anerkennung in der Ortsliste
- achen. Die Ortslisten sind bis spätestens am 11 . Fe-

:nar  ordnungsmäßig und richtig aufzurechnen und bei
Ihnen auszukewahrcn . Sie dienen Ihnen bei ter Einziehung
der Vorräte , lieber das Ergebnis der Vorratserhebung ist
nir bestimmt noch am 11 . Februar  schriftlich zu berich¬

ten - ! ■; , | u ! , 0
Mit Rücksicht auf die Schwierigkeit der Feststellung der

Vorräte genügt es , die Bestände schätzungsweise zu ermit¬
teln . Angesaulte und für die menschliche Ernährung nicht
mehr verwendungsfähige Knollen sind außer Betracht zu
lassen.

Der Borfitzende de» Kreisausschusies.
Duderstodt-

-■ ■'
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Verordnung
«brr Den Verkehr» it Brotgetreide und Mehl.

Aus Grund der Anordnung des Bundesrats über den
Verkehr mit Brotgetreide und Mehl aus dem Erntejahr
1916 vom 29. Juni 1916 (Reichs -Gesetzbl. S . 782) wird zur
Ersparung von Unkosten für den Unterlahnkreis folgendes
angeordnet:

Artikel  I.
In der Verordnung des Kreisausschusjes über den Ver¬

kehr mit Brotgetreide und Mehl vom 20. September 1915,
in der Fassung vom 18. Januar 1916 — Kreisblatt Nr . 19
— werden folgende Aenderungen vorgenommen:

1. Im 8 12, Abs. 1. 8 13, Abs. 1, 3 und 4, 8 14, 8 16
und 8 17 ist überall an Stelle des Wortes „Brotbücher"
„Brotkarten " und überall an Stelle des Wortes „Brot¬

buch" „Brotkarte " zu setzen.
2. Im 8 17 ist überall an Stelle des Wortes „Brotscheinc"

„Brotmarken " und überall an Stelle des Mortes
„Scheine " das Wort „Marken " zu seetzn

Artikel  II.

Diese Derordlrung tritt mit Wirkung vom 26. Februar
1917 in Kraft.

Diez,  den 24. Januar 1917.

Ter Kreisausschutz des UnterlahnkreiseS.
SvbexftttH.

rrurm zu machen, für welchen fte ausgehändlgt worden find.
und für den somit der Bezug anderweitiger Brotmarken
fKomnrunalverbandsbrotkarten ) ausgeschlossen ist.

8 2.
Reichs -Reisebrotmarken werden außer an Auslands-

fremde an alle diejenigen Personen verausgabt , die der
kommunalen Brotversorgung nicht unterstehen . Es sind
dies insbesondere die Militärurlauber . Die der kommunalen
Brotversorgung nicht unterstehenden Personen erhalten auf
Antrag Reichs -Reisebrotmarken in dem der Brotration der
versorgungsberechtigten Bevölkerung entsprechenden Um¬
fange.

Zur Verhinderung eines mehrfachen Bezuges sind
Reichs -Reisebrotmarken an Auslandsfremde und Militär --.
Urlauber aber nur gegen Vorlegung des Reise- bezw. Ur-
laubspasses zu verabfolgen . Daber ist auf dem Pah der
Militärurlauber unter Âbgabe oer Zahl der ansgchändigtcu
Reichs -Reisebrotmarken der Zeitraum , für welchen diese be¬
zogen sind, zu vermerken.

8 3.
Zuwiderhandlungen werden mit Gefängnis bis zu sechs

Monaten oder mit Geldstraft bis zu 1500 Mark bestraft.
8 4- ’

Diese Anordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffent¬
lichung im Amtlichen Kreisblatt in Kraft.

Diez,  den 31. Januar 1917.

Der Kreisausschvß des UnterlahukreifeS
Tuderstadt,

Die Herren Bürgermeister werden ersucht, von der Be¬
stimmung . daß mit Wirkung vom 26. Februar 1917 ab an
E teile des Brothestes die Brotkarte tritt , den Orhseinwoh-
ncrn Kenntnis zu geben. Eine Aenderung m der bisherigen
Einrichtung ist damit nicht eingetreten . Die Karte enthält
el enfalls wie bisher 4 Wochenabschnitte und jeder Wochen¬
abschnitt sieben Scheine . Die Wochenabschnitte sind, wie
bisher mit den Nummern 1, 2, 3 und 4 versehen. Die Aen-
de .ung ist lediglich der Kostenersparnis wegen eingeführt.

Diez,  den 24. Januar 1917.
Wer Vorsitzende de» Sret«»»ssch«fie4.

Anordnung

J .-Nr . 353 II. Diez,  den 31. Januar 1917.
Die Herren Bürgermeister werden ersucht, für die ge¬

naue Ausführung der vorstehenden Anordnung zu sorgen.
Zu 8 1 der Anordnung bemerke ich> daß unter einer

polizeilichen Abmeldung auf unbestimmte Zeit , die die Aus-
ftrtigung eines Brotkarten -Äbmeldescheins auch fernerhin
noch rechtfertigen könnte , nur eine Abmeldung auf längere
hlelsen zu verstehen ist, bei denen die Bestimmung des End¬
termins von vornherein ausgeschlossen ist. Wenn dagegen
jemand z. B . zu den Feiertagen verreist und beim Antritt
der Reift lediglich nicht weiß , ob er in acht Tagen oder viel¬
leicht erst einige Tage später an seinen Wohnort zurückkehrt,
so wird hierin eine Reise von unoestimmter Dauer em Sinne
der Anordnung nicht erblickt werden können.

über

Ausgabe uud Verwendung vr» Reisebrotmarke»
im Nuterlahukrris.

Auf Grund des 8 47 der Bundesratsverordnung über
Brotgetreide und Mehl aus der Ernte 1916 — Retchsges.-Bb
Seite 782 — und der Anordnung des Direktoriums der
Reichsgetreidestelle vom 14. September 1916 über die Ein¬
führung von Reisebrotrnarken wird in Ergänzung der An¬
ordnung des Kreisausschusses vom 10. Oktober 1916 (Kreis¬
blatt Nr . 242) für den Unterlahnkrets folgendes bestimmt:

8 1.
Eine Aenderung des Wohnsitzes , die als Voraussetzung

für die Ausstellung des Brotkartenabmeldescheines gilt,
ist die polizeiliche Abmeldung auf Reisen für unbestimmte
Zeit gleichzuachten . Im Falle der Ausstellung eines Brot¬
karte nab Meldescheines sind — zur Vermeidung von Schwie¬
rigkeiten beim Uebergang in die Brotversorgung eines an¬
deren Kommunalverbandcs — auf Antrag auch Reichs -Reift-
brotmarken zu verabfolgen . Solchenfalls ist aus dem Brot - >
kartcnabmeldeschein ein Vermerk über die Zahl der aus --
gehändigten Reichs -Reisebrotmarken , sowie für den Zeit-

Zu 8 2 der Anordimng loerft ich daraus hin , daß die
Eintragung eines gleichen Vermerks auf dem Paß der Aus¬
länder mit den paßpolizeilichen Vorschriften nicht vereinbar
ist. Die Gemeindebehörden werden sich daher bei Aus¬
ländern , die nach Ausweis ihres Passes bereits aus einem
anderen inländischen Kommunalverbande zugereist sind,
durch Befragung des betreffenden Ausländers und im
Zwetftlsfallc durch Rückfrage bei der Ortsbchörde des letz¬
teren Kommunalverbandes oder aus andere geeignete Weift
darüber zu vergewissern haben, ob und gegebenensalls für
welchen Zeitraum der Paßinhaber etwa schon mch Reisebrot»
marken versehen ist.

Weiter mache ich daraus aufmerksam , daß die Militär-
nrlauber für die Dauer ihrer Reift von der Front nach dem
Urlaubsziel von ihren Truppenteilen ausreichend mit Brot
versorgt werden sollen.

In der allmonatlich zum 18. hierher einzureichenden
Nachweisung ist die Zahl der an Ausländer und an Militär-
Urlauber ausgegebenen Retsebrotmarl .en getrennt anzuge-
len.

vorsttzende des « reitzautzfchufie».
Tuderstadt.
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Berlin W. 9, den 17. Januar 1S17.
Königgrätzer Straße 19.

Bekanntmachung der Reichsfuttermittelstelle über
die Zulassung zun» Handel mit Hafer und

Sommergerste zu Saatzw cken.
Aus Grund des 8 4 der Bekanntmachung des Herrn

Präsidenten des Kriegsernährungsamtes dom 11. Januar
1917 (Reichs-Gesetzbl. S . ZI) über den Verkehr mit
Hafer und Sommergerste  aus der Ernre 1919 zu
Saatzwecken wird bestimmt:

I.
Wer zur Aussaat in seinem Wirtschastsbetricbe Hafer

oder Gerste zu Saatzwecken erwerben will , muß sich von
seinem zuständigen Kommunalverbande eine Saatkarte in
Höhe der zu erwerbenden Menge Hafer oder Gerste nach dem
ausgestellten Muster (Reichs-Gesetzbl. S . 35) ausstellen
lassen. Auf der Saatkarte muß Name, Wohnort und Kom¬
munalverband des zum Erwerb Bercchtrgten, der Lrt , wo¬
hin das Saatgetreide geliefert werden ,oll und bei Be¬
förderung mit der Eisenbahn die Empfangsstation ausgc-
füllt sein.

Stellt der Kommunalverband die Saatkarte nicht selbst
aus , sondern überträgt er die Ausstellung an andere Stellen,
so müssen die Saatkarten gleichwohl mit dem Stempel des
Kommunalverbandes , in dessen Bezirk das Saatgut einge¬
führt werden soll, versehen sein. Karten ohne Stempel
des Kommunalverbandes , in dem die Aussaat crsolacn soll,
sind ungültig.

Auf Grund der ihm ausgestellten Saat karre kann der
Landwirt die in ihr angegebene Menge Saatgut entweder
unmittelbar von einem anderen Landwirte oder mittelbar
durch einen zugelassenen Saargutyändler beziehen.

II.
Wer- selbstgebauten Hafer oder sclbstgebaute Gerste zu

Saatzwecken abgeben will , bedarf hierzu der Genehmigung
des Kommunalverbandes , für den der Hafer oder oie Eerste
beschlagnahmt ist.

Diese Genehmigung ist nicht erforderlich , wenn der Ver¬
käufer

1. eine für die zu veräußernde Getreideart anerkannte,
d. h. entweder in der Sondernummer des Gemeinsamen

Tarif - und Verkehrsanzeigers für den Güter - und
Tierverkehr im Bereich der preußisch-hessischen
Staatseisenbahnverwaltung , der Militäreisenbahneu,
der Mecklenburgischen und Oldenburgischen Staats¬
eisenbahnen und der Norddeutschen Privateisenbahnea
vom 16. September 1916 und den hierzu erschienenen
Nachträgen für Hafer oder Gerste aufgcführte

oder außerhalb des Geltungsbereichs des Gemeinsamen
Tarif - und Verkehrsanzeigers durch die Landeszen¬
tralbehörde als solche bezeichnete

Saatgutwirtschaft für Hafer oder Gerste berrcrot.

2. dem Kommunalverband den Nachiueis erbracht hat , daß
er sich in den Jahren 1913 und 19Ü4 mit dem Verkaufe
von Hafer und Sommergerste zu Saatzwecken befaßt
hat und der Kommunalverband ihm daraufhin die Ge¬
nehmigung zum Verkaufe selbst.gczogenen Saathafers
oder selbftgezvgener Sommergerste zu Saatzwecken all¬
gemein erteilt hat.

HI.
Wer mit nicht selbstgebautem Haser oder nicht selbst-

gebauter Sommergerste zu Saatzwccken handeln will , be¬
darf der Zulassung durch die Reichsfuttermittelstelle oder
eine von ihr ermächtigte Stellv (& 4 Ab,. 1 «. g. £ ,)

1. Zugelafsrne Händler find zum Ankauf von Oaath .rfer
oder Saatgerste gegen Saatkarte überall berechtigt, zum
Verkauf nur in den Gebieten, für die sie zugelassen firrd
(8, 4 AÄs. 2 a . a . O.).

2. Soweit Händler (einschließlich Genossenschaften, Kon¬
sumvereine u. dergl.) Haser und Gerste nw: innerhalb des
Kommnnalverbandes , in dem sie ihre gewerbliche Nieder¬
lassung haben, zur Saat abgeben, haben sie ihre Zulassung
durch den Kommunalverband , aus den wir die Befugnis
zur Zulassung für ihren Bezirk hiermit übertragen , zu erwir-
ken. Der Kommunalverband hat den von ihm zugelassenen
Saatguthändler zur Führring ordnungsmäßiger Bücher zu
verpflichten, die Ueberwachung seines Geschäftsbetriebes zu
übernehmen und der Reichsfuttermittelstelle monatlich bis
zum 10. d. M . eine Aufstellung über den Umsatz an Hafer
nnd Oterfte zu Saatzwecken nach anliegenden INustern ein¬
zureichen.

3. Beabsichtigt ein Händler (Genossenschaft, Konsum-
Verein oder dergleichen) in mehreren Kommunalvcrbänden
desselben Bundesstaates Hafer oder Gerste zu Saatzwecken
abzugcben, so hat er die Zulassung durch die zuständige
Landessuttermittelstelle (Landessuttermittclamr ), auf die wir
die Befugnis zur Zulassung für ihren Bezirk hiermit über¬
tragen, zu erwirken.

Dieser Stelle ist nach dem beiliegenden Muster der An¬
trag auf Zulassung durch Vermittlung des Kommunalver¬
bandes und der landwirtschaftlichen Körperschaften einzu¬
reichen.

4. Beabsichtigt ein Händler (Genossenschaft, Konsumder-
ein oder dergleichen) Hafer oder Gerste zu Saatzwccken in
dem Gebiet mehrerer Bundesstaaten abzugeben, so ist nach
dem beiliegenden Muster der Antrag aus Zulassung durch
Vermittlung des Kommunalverbandes und der landwirt¬
schaftlichen Körperschaft an die Rcichsfuttcninttelstelle zu
richten.

5. Auch im Falle der Zulassung eines Händlers durch
die Landesfuttermittelstelle für den Bezirk des betreffenden
Bundesstaates oder durch die Reichsfüttermittelstelle für den
Umfang des Reiches oder mehrerer Bundesstaaten hat der
Kvmmunalvcrband die Verpflichtung zu übernehmen , den
Geschäftsbetrieb des Antragstellers hinsichtlich des Verkehrs
mit Hafer und Gerste zu Saatzwecken zu überwachen und die
zu 2 erwähnten monatlichen Ausstellungen an die Reichs-
suttermittclstelle einzureichen. Die Ueoernahme dieser Ver¬
pflichtung hat der Kommunalverband durch unterschriftlichc
Vollziehung des Zulassungsantrages zu bestäclgen, bevor er
den Antrag der zuständigen landwirtschaftlichen Körperschaft
(Landwirtschastskammer , Landwirtschaftsrat , Landeskultur-
rat oder dergleichen) zur Befürwortung weitersendet.

6. Die landwirtschaftliche Körperschaft (Landwirt¬
schaftskammer usw.) prüft , ob die Zulassung des Händlers
für den beantragten Bezirk erwünscht ist. Wenn sie den An¬
trag aus Zulassung als Saathändlcr befürwortet , hat sie
ihn im Falle zu 3 an die Landessuttermittelstelle (Landes-
suttermittclamt ), im Falle zu 4 an die Reichsfuttermitchl-
stelle wcitcrzugebcn.

Kann der Antrag von der landwirtschaftlichen Körper¬
schaft nicht befürwortet werden, so ist der Aarrag von ibr
unter Angabe der Gründe an den Kommunalvcrband zurück-
zusenderc.

7. Die Ausstellung der Saatkarten , ohne welche auch
der Händler Hafer und Gerste zu Saatzwecken nicht kaufen
darf , hat der Händler bei dem Kommunalverbaud , in dessen
Bezirk er seine gewerbliche Niederlassung hat , zu beantragen.
Ueberträgt der Kommunalverband die Ausstellung der Saat¬
karte für zugelassene Saatguthändler einer anderen Stelle,
so muß gleichwohl die Saatkarte den Stempel des Kom¬
munalverbandes , in dem der Händler seine gewerbliche

f Niederlassung hat , tragen . Karten ohne diesen Stempel sind
i ungültig . . ,
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r. 7<» t >1eif,  beit 1. (Feßntac 1917.8 fftn gugeTajfenet .pSnbfrt bacf .yafl -r yöer fiJer/te zu
Saatzwecken entweder unmittelbar an Landwirte oder aber
an einen anderen zugelassenen Händler (Genossenschaft, Kon¬
sumverein oder dergleichen) veräußern . Er muß sich aber
spätestens beim Abschluß des Vertrages über oie veräußerten
Mengen lautende Saatkarten von dem das Saatgetreide
erwerbenden Landwirt oder zugelassenen Händler aushän-
digen lassen. Ter Händler muß für so viel Hafer oder Gerste,
wie er selbst aus Saatkarten bezogen hat , auch seinerseits
wieder Saatkarten seiner Abnehmer beibringen , den nicht
durch Saalkarten gedeckten Rest muß er ars Bestand Nach¬
weisen.

IV.
Die Veräußerer von Saatgctrcide haben dr Saatkartrn

ihrem Kommunalverbande binnen zwei Wochen noch der Ab
sendung mit der von der Eisenbahnverlvaltunz ausgestellten
Bescheinigung über die Absendung oder mit der Empfangs¬
bestätigung des Erwerbers versehen, einzusenden.

Es ist erforderlich, daß die Kommunalverbände der
Reich-: furtermittelstelle von den in ihrem Bezirke aufge¬
kauften Saatgutmengen Kenntnis geben.

Soweit Hafer in Betracht kommt, sind die eingereichten
Saatkarten monatlich der Reichssuttermittelstelle (vgl . 8 21
der Haftrverördnnng vom 6. Juli 1916) bis zum 5. unter
Beifügung einer Ausstellung geordnet nach Empfänger und
Menge einzureichen.

Soweit Sommergerste in Betracht kommt, sind die rin¬
ge reich reu Saatkarten mit der monatlichen Gerstenbestands¬
anzeige der Reichssüttermiltclstelle einzuscnden.

Genaue Beachtung dieser Vorschrift ist erforderlich , da
sonst aus dem Bezirk hinansgehende Saatmengrn aus die
Ablieferungspflicht des Kommnnalderbandes nicht an ge¬
rechnet werden können.

Neichsfuttermittclftelle.

Berlin W. 9, den 23. Januar 1917.

Bekauatmachaug.

Nachdem durch die Bekanntmachung de,s Herrn Präsi¬
denten des KricgSernährungsamtes über die Gewährung
einer Haserzulaae an Holzabfuhrpferde voni 14. ds . Mts.
(Reichs -Gesetzbl. S . 45) die Vorstände der Kommunalver¬
bände ermächtigt worden sind, während der Zeit bis zum
15: März 1917 für Pferde , die Holz aus den Wäldern ab-
ßahren, das für Grubenbetriebe oder für unmittelbaren
Heeresbedarf bestimmt ist, — mit Ausnahme von Brenn¬
holz — eine Haserznlage bis zu iy 2 Pfund täglich auf die
Dauer der Holzabfuhr zu bewilligen , ersuche ich Sie , auf die
Vorstände der in Betracht kommenden Kommunalverbände
dahin einzuwirken , daß sie von der ihnen erteilten Befug¬
nis nach Möglichkeit Gebrauch machen.

Die Bekanntmachung stützt sich auf 8 17 Abs. 3 a der
Verordnung über Hafer aus der Ernte 1916 dom 6. Juli
1916 (Reichs -Gesetzbl. S . 811 ), zu der die Ausführungs¬
anweisung vom 29. August 1916 (Min .-Bl . für Landw ., Tom.
u. Forsten S . 253) ergangen ist.

Ans dem Zusammenhalt von Verordnung , Ausfüh-
rur.gsbestimmung und Bekanntmachung ergibt sich, daß
„Kommunalverbände " im Sinne der Bekanntmachung die
Stadt - und Landkreise sind.

Te > ®Uniftrr:
(gez.) : Freiherr von Schorlemer.

J .-Nr . II. 1084. Diez,  den 1. Februar 1917.
Anträge auf Gewährung der Haferzulage sind durch die

Hand der Herren Bürgermeister bei mir zu stellen.

De, vorstHkuvr oe» « re »»»»s;D»ste«.
Duderstadt.

«ln die Herren Bürgermeister »e» « reise «.
Unter Bezugnahme auf die wiederholten Bekanntmach¬

ungen der KAegsamtsstelle in Frantsurt a . M ., betreffend
den vaterländischen Hilfsdienst , ersuche ich Tie , in geeignet
erscheinender Weise in Ihren Gemeinden auf die Bedeu¬
tung und die Notwendigkeit des Hilfsdienstes  fortge¬
setzt hinzuweisen , damit sich sämtliche in Frag " kommenden
Personen zu einer der in den Bekanntmachungen angege¬
benen Verwendungsarten melden.

Trr « ritual
Duderstadt.

I. 698 . Diez,  den 1. Februar 1917.
Veka »» t» ach»»U.

Der Vorsitzende der 1. Brandschätzungskommission Herr
Bauunternehmer Karl Bühl in Diez nimmt auf Anordnung
der Nassauischen Brandversicherunzsanstalt in Wiesbaden
bis auf weiteres die durch den Tod des Spenglermeisters
Heinrich Lenz in Katzenelnbogen erledigten Geschäfte eines
Vorsitzenden der 4. Brandavschätzungs -Kvmmissivn mit
wahr.

Der Jtikniftl. Lauvrat
Duderstadt.

M . 623 . Diez,  den 2. Februar 1917.

«is die Herren Bürgermeister de« « resse«.
In 8 7 der Bekanntmachung betreffend : Be >chlagnahmc,

Bcftandserhebung und Enteignung von Prosepktpseiscn aus
Zinn von Orgeln und freiwillige Ablieferung von anderen
Zinnpfeisen , -schalleitern usw. von Orgeln und sonstigen
Musikinstrumenten vom 10. Januar 1917 ergangenen An¬
weisung an die Kommunalverbände ist im Anschluß an 8 9
der Bekanntmachung Vorkehrung getroffen , daß besondere
kunstgewerbliche und kunstgeschichtliche Werte erhallen blei¬
ben. Als geeignete Sachverständige fiir die Beurteilung der
in Betvach , kommenden Gegenstände werden die Herren
Geheimrat Professor Luthmer und Professor Dr . Bernhard
Müller , Direktor des historischen Museums zu Frankfurt
a. M ., bczeichnct. Die genannten Sachverständigen sind be¬
reit , in zweifelhaften Fällen an Ort und Stelle Besichti¬
gungen vorzunehmen,

Ich ersuche die in Betracht kommenden Kirchenvorstände
hiervon umgehend in Kenntnis zu setzen.

Der «»kmu.  e «n»r«t.
Duderstadt.

Bekanntmachung.
Das Rekruten-Depot R .-J .-R . 91 hält am D i e n s t a g,

den 6 . ds . Mts.  von vormittags 9 Uhr bis 1 Uhr nach¬
mittags auf dem Schießstande in Hamoach Gefechtsschießen
mit kleinen Abteilungen (Gruppen ) ab. Die zu dem gefähr¬
deten Gelände führenden Wege werden in der bisher üblichen
Weise durch Posten abgesperrt . Vor dem Betraten des ge¬
fährdeten Geländes (zwischen Chaussee Hambach-Görges-
hausen und den nordöstlich von dort verlauseaöen verbesser¬
ten Wege Försterei Hambach-Görgeshausen ) außerhalb 1er
dorthin führenden Wege wird wegen der damit verbundenen
Lebensgefahr gewarnt.

Diez,  den 3. Februar 1917.

Rekruren-Depot / R. I R. 91
Holtzinaer.

Hauptmannu. Depotiührer.

Lerantwortlüd für die Swriitleituna Richard Hein. Lac Uta«
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